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- Auf europäischer Ebene ist alles zu unternehmen, um die wirksame Siche

rung von EU-Außengrenzen sowie eine effektive und faire Verteilung von 

Flüchtlingen durchzusetzen. Eine wirksame Sicherung der Grenzen muss 

sich daran messen lassen, dass alle, die die Aufnahme als Flüchtling in der 

Europäischen Union begehren, sofort bei Betreten des Schengen-Raumes 

lückenlos reg istriert werden. Eine effektive und faire Verteilung von Flücht

lingen bedeutet zudem, dass Europa die angekommenen Flüchtlinge ent

sprechend der jeweiligen Leistungsfähigkeit seiner Mitgliedstaaten verteilt 

und ihre Gesamtzahl auf eine nachhaltig verkraftbare Größe beg renzt. Die 

bisherigen Bemühungen sind leider ohne spürbaren Erfolg geblieben. 

- Bis zur Wiederherstellung eines ausreichenden Schutzes der EU

Außengrenzen sind umgehend effektive eigene Grenzkontrollen durchzu

führen, die vor allem eine vollständige Registrierung der einreisenden 

Flüchtlinge (einschließlich einer unmittelbar bestandsbildenden und re

cherchefähigen erkennungsdienstlichen Behandlung) an allen Grenzüber

gängen sicherstellen . Dafür müssen die personellen Kapazitäten der Bun

despolizei an den bayerischen Grenzen deutlich aufgestockt werden. Falls 

der Bund sich außerstande sieht, dieses Personalkontingent zu stellen, ist 

Bayern bereit, die Bundespolizei mit eigenen Kräften zu unterstützen. 

- Da nicht zuletzt auch mit Blick auf die aktuellen Entwicklungen in Öster

reich und anderen europäischen Staaten nicht erkennbar ist, dass es zeit

nah zu einer wirksamen Regelung auf EU-Ebene kommt, ist möglichst um

gehend eine Obergrenze für die Aufnahme von Flüchtlingen von jährlich 

200.000 Personen bezogen auf Deutschland festzulegen. Ein Antrag , in 

dieses Kontingent aufgenommen zu werden, soll nicht an der deutschen 

Grenze, sondern nur und bereits in den Ländern gestellt werden können , in 

denen die Flüchtlinge zuerst Schutz gesucht haben. Hierin läge ein wichti

ges Signal an die Herkunftsländer, aber auch an die anderen Mitgliedstaa

ten , dass auch Deutschland nicht länger zu einer unbegrenzten Aufnahme 

bereit ist. 
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- Bis zu einer wirksamen europäischen Lösung ist die im Grundgesetz ver

ankerte Drittstaatenregelung anzuwenden, nach der alle aus sicheren 

Drittstaaten wie Österreich illegal Einreisenden noch an der Grenze zu

rückzuweisen sind. 

Solche nationalen Maßnahmen können nach unserer Überzeugung auch die 

Bereitschaft der anderen Mitgliedstaaten fördern, an einer gemeinsamen euro

päischen Lösung mitzuwirken. Die bisher unbegrenzte Aufnahmebereitschaft 

Deutschlands hat die Herbeiführung eines europäischen Konsenses ganz of

fensichtlich nicht befördert, sondern erkennbar erschwert, wenn nicht unmög

lich gemacht. Die Freizügigkeit für alle Europäer und der freie Warenverkehr 

werden durch die Grenzkontrollen nicht in Frage gestellt. Die mit Grenzkontrol

len verbundenen Belastungen für Bürger und Wirtschaft müssen so gering wie 

möglich gehalten werden, sind in diesem Umfang aber zur Aufrechterhaltung 

der öffentlichen Sicherheit und Ordnung, die auch einen wesentlichen Stand

ortfaktor darstellt, hinzunehmen. Temporäre nationale Maßnahmen sind jeden

falls in der jetzigen Situation auch für Europa eine Chance, um zu geordneten 

Verhältnissen zurückzukehren. 

Die geforderten Maßnahmen werden über Deutschland hinaus wirken . Das 

Vorgehen sollte deshalb den übrigen Staaten der EU vorab dargelegt werden. 

Soweit eine Überforderung einzelner Staaten auf der bisherigen Fluchtroute 

droht, wird die Bundesrepublik auch Unterstützung vor Ort anbieten müssen, 

um humanitäre Notlagen abzufedern. Dazu gehört auch, die Arbeit des 

UNHCR weiter zu unterstützen und dadurch mitzuhelfen , die Flüchtlingslager 

vor Ort besser auszustatten. Es muss unser gemeinsames Ziel sein , dass die 

Flüchtlinge vor Ort ordentlich versorgt werden. 

Diese Maßnahmen müssen angesichts der akuten Gefährdung der innerstaat

lichen Funktionsfähigkeit schnellstmöglich umgesetzt werden. Wirksame 

Grenzkontrollen sind auch der Schlüssel, um die Sicherheit in der EU wieder 

zu gewährleisten und die gefährlichen Reisen der Flüchtlinge über das MitteI

meer zu stoppen. Durch die rechtzeitige Einbindung unserer europäischen 
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Partnerstaaten ist ferner sichergestellt, dass es nicht zu chaotischen Zustän

den auf dem Balkan kommt. 

Sollten diese dringend notwendigen Maßnahmen zur Begrenzung des Flücht

lingszustroms nicht unverzüglich ergriffen werden, behält sich Bayern eine 

Klage vor dem Bundesverfassungsgericht ausdrücklich vor. 

Wir hoffen jedoch, dass der Bund nunmehr seine Kompetenzen in einer Weise 

ausüben wird, die die Interessen und Rechte der Länder wahrt. In Erwartung 

einer Antwort verbleibe ich 

mit freundlichen Grüßen 
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